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Die Kommanditaktionäre unserer Gesellschaft werden hiermit 
zu der 
 
 
 

am Montag, 23. Juni 2025, 11.00 Uhr, 
Einlass ab 10.00 Uhr, 

 
 
 
 
im ConferenceCenter, Haus der Bayerischen Wirtschaft,  
Max-Joseph-Staße 5, 80333 München, stattfindenden ordentli-
chen Hauptversammlung eingeladen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

MERKUR PRIVATBANK KGaA 
Bayerstraße 33 
80335 München 

 
ISIN DE0008148206 

WKN 814820 
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Kurzfassung Tagesordnung 
 

1. Vorlage des vom Aufsichtsrat gebilligten Jahresabschlusses und des Lagebe-
richtes für die MERKUR PRIVATBANK KGaA für das Geschäftsjahr 2024 mit 
Berichten der persönlich haftenden Gesellschafter und des Aufsichtsrats  

 
2. Beschlussfassung über die Feststellung des Jahresabschlusses für das Ge-

schäftsjahr 2024  
 
3. Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns für das Ge-

schäftsjahr 2024 
 
4. Beschlussfassung über die Entlastung der persönlich haftenden Gesellschafter 
 
5. Beschlussfassung über die Entlastung des Aufsichtsrats 
 
6. Wahl des Abschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2025 
 
7. Beschlussfassung über die Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien nach § 

71 Abs. 1 Nr. 7 Aktiengesetz 
 
8. Beschlussfassung über die Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien nach § 

71 Abs. 1 Nr. 8 Aktiengesetz 
 
9. Beschlussfassung über die Aufhebung des genehmigten Kapitals und Neufas-

sung des genehmigten Kapitals mit der Möglichkeit zum Ausschluss des Be-
zugsrechts sowie entsprechende Änderung der Satzung 

 
10. Beschlussfassung über die Ermächtigung zur Ausgabe von Gewinnschuldver-

schreibungen und/oder Anleihen mit der Möglichkeit zum Ausschluss des Be-
zugsrechts der Kommanditaktionäre zur Schaffung von nach Basel III aner-
kanntem zusätzlichem Kernkapital  

Angaben nach der Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212 
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T A G E S O R D N U N G 
 

 
 

1. Vorlage des vom Aufsichtsrat gebilligten Jahresabschlusses und des La-
geberichtes für die MERKUR PRIVATBANK KGaA für das Geschäftsjahr 
2024 mit Berichten der persönlich haftenden Gesellschafter und des Auf-
sichtsrats  

 
Die genannten Unterlagen werden vom Tag der Einberufung der Hauptver-
sammlung an über die Internetseite der Gesellschaft unter  
https://www.merkur-privatbank.de/investoren/hauptversammlung.html zugäng-
lich sein. 

 
2. Beschlussfassung über die Feststellung des Jahresabschlusses für das 

Geschäftsjahr 2024  
 

Die persönlich haftenden Gesellschafter und der Aufsichtsrat schlagen vor, den 
vorgelegten Jahresabschluss der MERKUR PRIVATBANK KGaA für das Ge-
schäftsjahr 2024 festzustellen. 

 
3. Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns für das Ge-

schäftsjahr 2024 
 

Die persönlich haftenden Gesellschafter und der Aufsichtsrat schlagen vor, den 
auf die Kommanditaktionäre entfallenden Teil des Bilanzgewinns des Geschäfts-
jahres 2024 in Höhe von 11.587.000,14 EUR wie folgt zu verwenden: 

 
3.1. Zahlung einer Dividende in Höhe von 0,50 EUR je Stückaktie auf das 
 dividendenberechtigte Grundkapital in Höhe von 19.913.600,00 EUR. 

 
3.2. Der Restbetrag des Bilanzgewinns in Höhe von 7.697.625,14 EUR wird den 

Gewinnrücklagen zugeführt. 
 
4. Beschlussfassung über die Entlastung der persönlich haftenden Gesell-

schafter 
 

Die persönlich haftenden Gesellschafter und der Aufsichtsrat schlagen vor, den 
im Geschäftsjahr 2024 amtierenden persönlich haftenden Gesellschaftern für das 
Geschäftsjahr 2024 Entlastung zu erteilen. 
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5. Beschlussfassung über die Entlastung des Aufsichtsrats 

 
Die persönlich haftenden Gesellschafter und der Aufsichtsrat schlagen vor, den 
im Geschäftsjahr 2024 amtierenden Mitgliedern des Aufsichtsrats für das Ge-
schäftsjahr 2024 Entlastung zu erteilen. 

 
6. Wahl des Abschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2025 
 

Der Aufsichtsrat schlägt auf Empfehlung des Risiko- und Prüfungsausschusses 
vor, für das Geschäftsjahr 2025 die 

 
Deloitte GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, München 

 
zum Abschlussprüfer und zum Prüfer für etwaige Zwischenabschlüsse zu wäh-
len. 

 
7. Beschlussfassung über die Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien 

nach § 71 Abs. 1 Nr. 7 Aktiengesetz 
 

Die geschäftsführenden persönlich haftenden Gesellschafter und der Aufsichts-
rat schlagen vor, zu beschließen: 

 
Die MERKUR PRIVATBANK KGaA wird ermächtigt, zum Zweck des Wertpapier-
handels eigene Aktien zu erwerben und zu verkaufen. Der Bestand, der zu die-
sem Zweck zu erwerbenden Aktien darf am Ende eines jeden Tages 5 % des 
Grundkapitals der MERKUR PRIVATBANK KGaA nicht übersteigen. Der nied-
rigste Gegenwert, zu dem jeweils eine Aktie erworben werden darf, wird auf den 
letzten Kurs (Schlusskurs) der MERKUR PRIVATBANK-Aktie, der am Börsentag 
vor dem jeweiligen Erwerb an der Münchener Wertpapierbörse gehandelt wurde, 
abzüglich 10 % festgelegt, der höchste Gegenwert auf diesen letzten Kurs 
(Schlusskurs) zuzüglich 10 %. Diese Ermächtigung gilt bis zum 22. Juni 2030.  

 
8. Beschlussfassung über die Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien 

nach § 71 Abs. 1 Nr. 8 Aktiengesetz 
 

Die geschäftsführenden persönlich haftenden Gesellschafter und der Aufsichts-
rat schlagen vor, zu beschließen: 

 
a) Die MERKUR PRIVATBANK KGaA wird ermächtigt, eigene Aktien in einem 

Volumen von bis zu 10 % des Grundkapitals zu anderen Zwecken als dem 
Wertpapierhandel zu erwerben. Der Erwerb darf über die Börse oder mittels 
eines an alle Aktionäre gerichteten Kaufangebots erfolgen.  

 
 Im Falle des Erwerbs über die Börse darf der Erwerbspreis den durchschnitt-

lichen Kurs der Aktie der MERKUR PRIVATBANK KGaA an der Börse 
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München an den jeweils drei vorangegangenen Börsentagen um nicht mehr 
als 10 % über- oder unterschreiten (ohne Erwerbsnebenkosten). 

 
Bei einem öffentlichen Kaufangebot darf der Angebotspreis den durchschnitt-
lichen Kurs der Aktie der MERKUR PRIVATBANK KGaA an der Börse Mün-
chen an den fünf der endgültigen Entscheidung über das Kaufangebot voran-
gehenden Börsentagen um nicht mehr als 10 % über- bzw. unterschreiten 
(ohne Erwerbsnebenkosten). 

 
 Die Ermächtigung kann ganz oder in Teilen, einmalig oder mehrmalig ausge-

nutzt werden und gilt bis zum 22. Juni 2030. 
 

b) Die MERKUR PRIVATBANK KGaA wird ermächtigt, die erworbenen eigenen 
Aktien über die Börse oder durch ein Angebot an alle Aktionäre wieder zu 
veräußern. Ein Handeltreiben ist gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 2 Aktiengesetz 
ausgeschlossen. Die erworbenen Aktien können auch in anderer Weise als 
über die Börse oder durch ein Angebot an alle Aktionäre veräußert werden, 
wenn die erworbenen Aktien zu einem Preis veräußert werden, der den Bör-
senkurs der Aktie der Gesellschaft gleicher Ausstattung zum Zeitpunkt der 
Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet. In diesem Fall darf die Anzahl 
der zu veräußernden Aktien zusammen mit den neuen, die aufgrund von Er-
mächtigungen zur Kapitalerhöhung mit Bezugsrechtsausschluss nach § 186 
Abs. 3 Satz 4 Aktiengesetz oder aufgrund eines bedingten Kapitals nach §§ 
221 Abs. 4, 186 Abs. 3 Satz 4 Aktiengesetz ausgegeben werden, die Grenze 
von 10 % des Grundkapitals insgesamt nicht übersteigen.  

 
 Darüber hinaus können die erworbenen Aktien auch außerhalb der Börse ver-

äußert werden, ohne allen Aktionären im Verhältnis ihrer Beteiligung an der 
Gesellschaft zum Erwerb angeboten zu werden, soweit dies zu dem Zweck 
erfolgt, Unternehmen oder Beteiligungen an Unternehmen zu erwerben. Die 
Ermächtigung zur Veräußerung auch außerhalb der Börse kann ganz oder in 
Teilen einmalig oder mehrmalig, einzeln oder gemeinsam ausgenutzt werden. 
Der Erwerb eigener Aktien darf in Verfolgung eines oder mehrerer der vorge-
nannten Zwecke erfolgen.  

 
 Das Bezugsrecht der Aktionäre auf die erworbenen Aktien wird insoweit aus-

geschlossen, wie diese gemäß den vorstehenden Ermächtigungen verwandt 
werden. 

 
 Die MERKUR PRIVATBANK KGaA wird weiter ermächtigt, aufgrund der Er-

mächtigung erworbene Aktien einzuziehen, ohne dass die Durchführung der 
Einziehung eines weiteren Beschlusses der Hauptversammlung bedarf. 

 
 Bericht der geschäftsführenden persönlich haftenden Gesellschafter an die 

Hauptversammlung gemäß § 186 Abs. 4 Satz 2 Aktiengesetz in Verbindung 
mit § 71 Abs. 1 Nr. 8 Aktiengesetz zu dem Bezugsrechtsausschluss unter 
TOP 8 der Tagesordnung 
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Der Vorschlag zu TOP 8 sieht eine Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien in 
Höhe von bis zu 10 % des Grundkapitals vor, die auf einen Zeitraum von 5 Jahren 
beschränkt ist. Der Erwerb eigener Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 Aktiengesetz 
ist nicht zum Zweck des Handels mit eigenen Aktien und zur kontinuierlichen 
Kurspflege möglich. Bei dem Erwerb eigener Aktien und deren Veräußerung ist 
der Grundsatz der Gleichbehandlung der Aktionäre gemäß § 53 a Aktiengesetz 
zu wahren. Da der Erwerb der Aktien über die Börse oder durch ein öffentliches 
Kaufangebot erfolgen soll, wird dem Rechnung getragen. Die vorgesehene Er-
mächtigung ermöglicht es, im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre ei-
gene Aktien bis zur Höhe von 10 % des Grundkapitals der Gesellschaft zu einem 
Preis zu erwerben, der den Börsenpreis berechnet nach dem 3-Tage-Durch-
schnitt des Kurses um nicht mehr als 10 % über- oder unterschreiten darf (ohne 
Erwerbsnebenkosten). Im Falle eines öffentlichen Kaufangebots ist der 5-Tage-
Durchschnitt maßgebend. Bei der Ausnutzung von Ermächtigungen zum Erwerb 
eigener Aktien ist die Grenze des § 71 Abs. 2 Aktiengesetz zu beachten. Danach 
dürfen auf die erworbenen eigenen Aktien zusammen mit anderen Aktien, die die 
Gesellschaft erworben hat und noch besitzt, nicht mehr als 10 % des Grundkapi-
tals entfallen. Gemäß der vorgeschlagenen Ermächtigung können die von der 
Gesellschaft erworbenen eigenen Aktien entweder eingezogen werden - hier-
durch wird das Grundkapital der Gesellschaft herabgesetzt - oder aber durch öf-
fentliches Angebot an alle Aktionäre oder über die Börse wieder veräußert wer-
den. Mit den beiden letzten Möglichkeiten der Veräußerung der erworbenen ei-
genen Aktien wird auch bei der Veräußerung der Aktien das Recht der Aktionäre 
auf Gleichbehandlung gewahrt. 
 
Gemäß der gesetzlichen Regelung in § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 Aktiengesetz sieht 
die vorgeschlagene Ermächtigung jedoch auch vor, dass die Gesellschaft erwor-
bene eigene Aktien in anderer Weise als über die Börse oder durch Angebot an 
alle Aktionäre veräußern kann. Voraussetzung hierzu ist, dass die eigenen Aktien 
entsprechend der Regelung des § 186 Abs. 3 Satz 4 Aktiengesetz zu einem Preis 
veräußert werden, der den Börsenkurs der Aktien der Gesellschaft zum Zeitpunkt 
der Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet. Hierdurch wird eine Verwässe-
rung des Kurses der MERKUR PRIVATBANK-Aktie vermieden. Die Möglichkeit 
einer Veräußerung in anderer Form als über die Börse oder durch ein Angebot 
an alle Aktionäre liegt im Interesse der Gesellschaft und der Aktionäre. So kön-
nen beispielsweise Aktien an institutionelle Anleger verkauft und zusätzlich in- 
und ausländische Aktionäre gewonnen werden. Die Gesellschaft wird damit zu-
gleich in die Lage versetzt, ihr Eigenkapital flexibel den jeweiligen geschäftlichen 
Erfordernissen anzupassen und auf günstige Börsensituationen schnell und fle-
xibel reagieren zu können. 
 
Die Vermögens- wie auch die Stimmrechtsinteressen der Aktionäre werden bei 
der Veräußerung eigener Aktien unter Ausschluss der Aktionäre vom Bezugs-
recht auf der Grundlage der gesetzlichen Regelung des § 71 Abs. 1 Nr. 8 Aktien-
gesetz angemessen gewahrt. Die Ermächtigung beschränkt sich auf höchstens 
10 % des Grundkapitals der Gesellschaft. Damit ist sichergestellt, dass die 
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Gesamtzahl der erworbenen Aktien, die unter Ausschluss des Bezugsrechts der 
Aktionäre wieder ausgegeben werden können, insgesamt 10 % des Grundkapi-
tals der Gesellschaft nicht übersteigen dürfen; dies entspricht den Erfordernissen 
des § 71 Abs. 1 Nr. 8 Aktiengesetz in Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 4 Akti-
engesetz. Darüber hinaus wird die Geschäftsleitung jedoch eine Ausnutzung die-
ser Ermächtigung nur in der Weise vornehmen, dass insgesamt die in § 186 Abs. 
3 Satz 4 Aktiengesetz geregelte Grenze von 10 % des Grundkapitals eingehalten 
wird. Die erworbenen eigenen Aktien dürfen, wenn sie in anderer Weise als über 
die Börse oder durch ein Angebot an alle Aktionäre veräußert werden, nur zu 
einem Preis veräußert werden, der den Börsenkurs der MERKUR PRIVATBANK-
Aktie gleicher Ausstattung zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich un-
terschreitet. Den Aktionären entsteht, soweit sie am Erhalt ihrer Stimmrechts-
quote interessiert sind, damit kein Nachteil, da sie die entsprechende Zahl von 
Aktien jederzeit an der Börse hinzuerwerben können. 

 
Aufgrund der vorgeschlagenen Ermächtigung können die erworbenen Aktien 
auch verwendet werden, um mit ihnen als Gegenleistung Unternehmen oder Be-
teiligungen an Unternehmen zu erwerben. Damit soll die Möglichkeit eröffnet wer-
den, die erworbenen Aktien als Gegenleistung für eine Sacheinlage zu verwen-
den, wodurch die Gesellschaft in die Lage versetzt wird, eigene Aktien als Akqui-
sitionswährung nutzen zu können. Der nationale und internationale Wettbewerb 
erfordert in zunehmendem Maße diese Art der Gegenleistung. Die vorgeschla-
gene Ermächtigung soll der Gesellschaft daher die Möglichkeit geben, sich bie-
tende Gelegenheiten zum Erwerb von Unternehmen oder Beteiligungen an Un-
ternehmen im Interesse der Aktionäre und der Gesellschaft flexibel und kosten-
günstig ausnutzen zu können. 

 
9. Beschlussfassung über die Aufhebung des genehmigten Kapitals und Neu-

fassung des genehmigten Kapitals mit der Möglichkeit zum Ausschluss des 
Bezugsrechts sowie entsprechende Änderung der Satzung 

 
Das genehmigte Kapital vom 16.06.2020 in § 5 Abs. 3 der Satzung beträgt 
9.956.800,00 EUR und erlischt mit Ablauf des 12. Juni 2025. 

 
Um die geschäftsführenden persönlich haftenden Gesellschafter erneut zu er-
mächtigen, das Grundkapital der Gesellschaft in der gesetzlich zulässigen Höhe 
von bis zu 50 % des Grundkapitals zu erhöhen, schlagen die geschäftsführenden 
persönlich haftenden Gesellschafter und der Aufsichtsrat vor, folgendes zu be-
schließen: 
 
9.1 Die geschäftsführenden persönlich haftenden Gesellschafter werden er-

mächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft mit Zustimmung des Aufsichts-
rats bis zum 22. Juni 2030 durch Ausgabe von bis zu 3.889.375 neuen, auf 
den Inhaber lautenden Stückaktien gegen Bar- oder Sacheinlagen einmalig 
oder mehrfach in Teilbeträgen, um bis zu 9.956.800,00 EUR zu erhöhen 
(genehmigtes Kapital). Die geschäftsführenden persönlich haftenden 
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Gesellschafter können mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht 
der Kommanditaktionäre 

 
9.1.1 bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlage bis zu einem Betrag von 

insgesamt 1.991.360,00 EUR ausschließen, um die neuen Aktien zu 
einem Ausgabebetrag auszugeben, die den Börsenpreis nicht we-
sentlich unterschreitet, 

 
9.1.2 bis zu einem Betrag von insgesamt 9.956.800,00 EUR zum Zwecke 

des Erwerbs von Immobilien, Beteiligungen oder Unternehmen oder 
Umwandlung von Kapitalanteilen in Aktien nach den Bestimmungen 
der Satzung ausschließen; der Erwerb eines Unternehmens oder ei-
ner Beteiligung darf nur erfolgen, wenn der Gegenstand des Zielun-
ternehmens im Rahmen des Unternehmensgegenstandes der Ge-
sellschaft gemäß § 2 der Satzung liegt. 

 
Sofern die geschäftsführenden persönlich haftenden Gesellschafter von 
den vorgenannten Ermächtigungen zum Bezugsrechtsausschluss keinen 
Gebrauch machen, kann das Bezugsrecht der Kommanditaktionäre nur für 
Spitzenbeträge ausgeschlossen werden. Die geschäftsführenden persön-
lich haftenden Gesellschafter werden ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats den Inhalt der jeweiligen Aktienrechte, die sonstigen Bedingun-
gen der Aktienausgabe sowie die Einzelheiten der Durchführung von Kapi-
talerhöhungen aus dem genehmigten Kapital festzulegen. 
 

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend 
dem Umfang der Kapitalerhöhungen aus dem genehmigten Kapital zu än-
dern. 

 
9.2 § 5 Abs. 3 der Satzung wird neu gefasst und lautet: 

 
 „Die geschäftsführenden persönlich haftenden Gesellschafter werden er-

mächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft mit Zustimmung des Aufsichts-
rats bis zum 22. Juni 2030 durch Ausgabe von bis zu 3.889.375 neuen, auf 
den Inhaber lautenden Stückaktien gegen Bar- oder Sacheinlagen einmalig 
oder mehrfach in Teilbeträgen, um bis zu 9.956.800,00 EUR zu erhöhen 
(genehmigtes Kapital). Die geschäftsführenden persönlich haftenden Ge-
sellschafter können mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der 
Kommanditaktionäre 

 
a) bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlage bis zu einem Betrag von 

insgesamt 1.991.360,00 EUR ausschließen, um die neuen Aktien zu 
einem Ausgabebetrag auszugeben, der den Börsenpreis nicht we-
sentlich unterschreitet, 

 
b) bis zu einem Betrag von insgesamt 9.956.800,00 EUR zum Zwecke 

des Erwerbs von Immobilien, Beteiligungen oder Unternehmen oder 
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Umwandlung von Kapitalanteilen in Aktien nach den Bestimmungen 
dieser Satzung ausschließen; der Erwerb eines Unternehmens oder 
einer Beteiligung darf nur erfolgen, wenn der Gegenstand des Ziel-
unternehmens im Rahmen des Unternehmensgegenstandes der 
Gesellschaft gemäß § 2 der Satzung liegt. 

 
 Sofern die geschäftsführenden persönlich haftenden Gesellschafter von 

den vorgenannten Ermächtigungen zum Bezugsrechtsausschluss keinen 
Gebrauch machen, kann das Bezugsrecht der Kommanditaktionäre nur für 
Spitzenbeträge ausgeschlossen werden. Die geschäftsführenden persön-
lich haftenden Gesellschafter werden ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats den Inhalt der jeweiligen Aktienrechte, die sonstigen Bedingun-
gen der Aktienausgabe sowie die Einzelheiten der Durchführung von Kapi-
talerhöhungen aus dem genehmigten Kapital festzulegen. 

 
 Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend 

dem Umfang der Kapitalerhöhungen aus dem genehmigten Kapital zu än-
dern.“ 

 
9.3 Die vorstehenden Beschlüsse unter Ziffer 9.1 bis 9.2 werden nur einheitlich 

wirksam. Die geschäftsführenden persönlich haftenden Gesellschafter wer-
den angewiesen, die Beschlüsse gemäß Ziffer 9.1 bis 9.2 einheitlich zur 
Eintragung der entsprechenden Satzungsänderung beim zuständigen Han-
delsregister anzumelden. 

 
Bericht der geschäftsführenden persönlich haftenden Gesellschafter an die 
Hauptversammlung zu den Bezugsrechtsausschlüssen unter TOP 9 der Ta-
gesordnung 

 
Zu TOP 9 schlagen die geschäftsführenden persönlich haftenden Gesellschafter 
und der Aufsichtsrat vor, das bisher genehmigte Kapital, geregelt in § 5 Abs. 3 der 
Satzung, durch ein neues genehmigtes Kapital zu ersetzen sowie die geschäfts-
führenden persönlich haftenden Gesellschafter zur Erhöhung des Grundkapitals 
durch Ausgabe von Inhaberstückaktien zu ermächtigen. 
 
1. Gegenwärtiges genehmigtes Kapital und Anlass für die Aufhebung 
 
Derzeit sind die geschäftsführenden persönlich haftenden Gesellschafter nach  
§ 5 Abs. 3 der Satzung ermächtigt, das Grundkapital bis zum 12. Juni 2025 durch 
Ausgabe von bis zu 3.889.375 neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien ge-
gen Bar- oder Sacheinlagen einmalig oder mehrfach, um bis zu 9.956.800,00 EUR 
zu erhöhen. Die geschäftsführenden persönlich haftenden Gesellschafter können 
hierzu mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Kommanditaktio-
näre nach den Voraussetzungen des § 5 Abs. 3 der Satzung ausschließen. 
 
Damit die Gesellschaft weiterhin in die Lage versetzt wird, die mit dem bisherigen 
genehmigten Kapital verfolgten Ziele auch in der Zukunft zu erreichen, soll durch 
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den Beschluss gemäß TOP 9 ein neues genehmigtes Kapital im Rahmen der ge-
setzlich zulässigen Höhe und Höchstdauer geschaffen werden. 

 
2. Neues genehmigtes Kapital und damit verbundene Vorteile für die Gesellschaft 
 
Insgesamt soll ein neues genehmigtes Kapital bis zu einer Höhe von insgesamt 
9.956.800,00 EUR eingeteilt in 3.889.375 Inhaberstückaktien geschaffen werden. 
Durch das genehmigte Kapital werden die geschäftsführenden persönlich haften-
den Gesellschafter mit Zustimmung des Aufsichtsrats ermächtigt, das Grundkapi-
tal der Gesellschaft einmalig oder mehrmalig, um bis zu insgesamt 9.956.800,00 
EUR gegen Bar- oder Sacheinlagen durch Ausgabe neuer Inhaberstückaktien zu 
erhöhen. Die geschäftsführenden persönlich haftenden Gesellschafter sind im 
Rahmen des genehmigten Kapitals ermächtigt, das gesetzliche Bezugsrecht der 
Kommanditaktionäre mit Zustimmung des Aufsichtsrats unter denen im neuen § 
5 Abs. 3 der Satzung genannten Gründen auszuschließen. 
 
Die vorgeschlagene Ermächtigung zur Ausgabe neuer Aktien aus dem genehmig-
ten Kapital soll die geschäftsführenden persönlich haftenden Gesellschafter in die 
Lage versetzen, jeweils mit Zustimmung des Aufsichtsrats kurzfristig bei auftre-
tenden Finanzierungserfordernissen im Zusammenhang mit der Umsetzung von 
strategischen Entscheidungen, die im Interesse der Gesellschaft stehen, reagie-
ren zu können. 
 
3. Ausschluss des Bezugsrechts 
 
Die geschäftsführenden persönlich haftenden Gesellschafter sollen im Rahmen 
des genehmigten Kapitals ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
das Bezugsrecht bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen bis zu einem Betrag 
von insgesamt 1.991.360,00 EUR ausschließen zu können, um die neuen Aktien 
zu einem Ausgabebetrag auszugeben, der den Börsenpreis nicht wesentlich un-
terschreitet. Der Bezugsrechtsausschluss gemäß § 5 Abs. 3 Satz 2 lit. (a) des 
neuen Satzungsentwurfs hält sich an die gesetzliche Vorgabe des § 186 Abs. 3 
Satz 4 Aktiengesetz, der vorsieht, dass der Ausschluss des Bezugsrechts insbe-
sondere dann zulässig ist, wenn die Kapitalerhöhung gegen Bareinlage 10 von 
Hundert des Grundkapitals nicht übersteigt und der Ausgabebetrag den Börsen-
preis nicht wesentlich unterschreitet. Ein etwaiger Abschlag vom aktuellen Bör-
senpreis wird voraussichtlich nicht über 3 %, jedenfalls aber nicht mehr als 5 % 
des Börsenpreises betragen. Durch den Ausschluss des Bezugsrechts soll der 
Verwaltung die Möglichkeit gegeben werden, kurzfristig künftige Börsensituatio-
nen auszunutzen und dabei durch die marktnahe Preisfestsetzung einen mög-
lichst hohen Ausgabebetrag und damit eine größtmögliche Stärkung des Eigen-
kapitals zu erreichen. Eine solche Kapitalerhöhung führt wegen der schnellen 
Handlungsmöglichkeit nach allgemeinen Erfahrungen zu einem höheren Mittelzu-
fluss als eine vergleichbare Kapitalerhöhung mit Bezugsrecht der Kommanditak-
tionäre. Auch die Beteiligung von Investoren an der MERKUR PRIVATBANK 
KGaA, die im Interesse der Gesellschaft liegt, kann dadurch ermöglicht werden. 
Der Bezugsrechtsausschluss liegt damit in diesen Fällen im Interesse der 
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Gesellschaft und ihrer Kommanditaktionäre. Der Bezugsrechtsausschluss bedingt 
zwar eine Verringerung der relativen Beteiligungsquote und des relativen Stimm-
rechtsanteils der Kommanditaktionäre und hat folglich einen gewissen Verwässe-
rungseffekt. Diejenigen Kommanditaktionäre, die ihre relative Beteiligungsquote 
und ihren relativen Stimmrechtsanteil jedoch beibehalten möchten, können die er-
forderliche Aktienanzahl über die Börse erwerben, um ihre bisherige Beteiligungs-
quote und ihren bisherigen Stimmrechtsanteil aufrechterhalten zu können. 
 
Nach Abwägung aller Umstände halten deshalb die geschäftsführenden persön-
lich haftenden Gesellschafter und der Aufsichtsrat den Ausschluss des Bezugs-
rechts in den genannten Fällen aus den dargelegten Gründen auch unter Berück-
sichtigung eines etwaigen Verwässerungseffekts für sachlich geeignet und erfor-
derlich sowie gegenüber den Kommanditaktionären für angemessen. 
 
Die geschäftsführenden persönlich haftenden Gesellschafter sollen im Rahmen 
des genehmigten Kapitals des Weiteren ermächtigt werden, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Kommanditaktionäre bis zu einem Betrag in 
Höhe von insgesamt 9.956.800,00 EUR zum Zwecke des Erwerbs von Immobi-
lien, Unternehmen oder von Beteiligungen an Unternehmen oder der Umwand-
lung von Kapitalanteilen in Aktien nach den Bestimmungen der Satzung auszu-
schließen. Der Erwerb eines Unternehmens oder einer Beteiligung unter Aus-
schluss des Bezugsrechts der Kommanditaktionäre darf nur erfolgen, wenn der 
Gegenstand des Zielunternehmens oder der Beteiligung im Rahmen des Unter-
nehmensgegenstandes der Gesellschaft gemäß § 2 der Satzung liegt. 
 
Die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts soll unter anderem dem 
Zweck dienen, den Erwerb von Unternehmen oder von Beteiligungen an Unter-
nehmen gegen Gewährung von MERKUR PRIVATBANK-Aktien zu ermöglichen. 
Die MERKUR PRIVATBANK KGaA steht im nationalen Wettbewerb mit anderen 
Unternehmen. Die Gesellschaft muss jederzeit in der Lage sein, im Interesse der 
Kommanditaktionäre rasch und flexibel handeln zu können. Hierzu gehört auch 
die Möglichkeit, Unternehmen oder Beteiligungen zur Optimierung der Wettbe-
werbsposition zu erwerben. Nur die unverzügliche Ausnutzung des genehmigten 
Kapitals unter Bezugsrechtsausschluss bietet regelmäßig die Möglichkeit zum Er-
werb eines Unternehmens oder einer Beteiligung. Wie die Erfahrung in der Ver-
gangenheit gezeigt hat, können für die Gesellschaft attraktive Akquisitionsobjekte 
nur dann erworben werden, wenn die Anteilseigner für die Veräußerung ihrer An-
teile Aktien der MERKUR PRIVATBANK KGaA erhalten. Um auch in Zukunft für 
die Gesellschaft Unternehmen oder Beteiligungen erwerben zu können, muss der 
MERKUR PRIVATBANK KGaA die Möglichkeit gegeben werden, eigene Aktien 
als Gegenleistung zu gewähren. Durch die vorgeschlagene Ermächtigung zum 
Ausschluss des Bezugsrechts kann der Gesellschaft die notwendige Flexibilität 
gegeben werden, um sich bietende Gelegenheiten zum Erwerb von Unternehmen 
oder Beteiligungen schnell und flexibel ausnutzen zu können. Gerade bei dem 
Erwerb von Beteiligungen kann nur mittels des Bezugsrechtsausschlusses ein Er-
werb stattfinden. Dies gilt auch für den Erwerb von Immobilien, bei deren Erwerb 
eine flexible Handhabung des genehmigten Kapitals erforderlich ist. Soweit 
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persönlich haftende Gesellschafter nach § 34 der Satzung ihren Kapitalanteil in 
Aktien umwandeln, ist der Ausschluss des Bezugsrechts der Kommanditaktionäre 
zur Umsetzung erforderlich. 
 
Der Bezugsrechtsausschluss bedingt zwar eine Verringerung der relativen Betei-
ligungsquote und dadurch eine Verwässerung des relativen Stimmrechtsanteils 
der vorhandenen Kommanditaktionäre. Die Einräumung des Bezugsrechts wäre 
allerdings beim Erwerb von Unternehmen oder Beteiligungen an Unternehmen 
gegen Gewährung von Inhaberstückaktien nicht realisierbar. Dies gilt ebenso re-
gelmäßig beim Erwerb von Immobilien. Die Aktien der MERKUR PRIVATBANK 
KGaA könnten demzufolge nicht als Akquisitionswährung eingesetzt werden. 
 
Zurzeit bestehen keine konkreten Erwerbsvorhaben, für die von dieser Möglichkeit 
Gebrauch gemacht werden sollen. Sofern sich Möglichkeiten zum Erwerb von Un-
ternehmen oder Beteiligungen konkretisieren, werden die geschäftsführenden 
persönlich haftenden Gesellschafter stets sorgfältig überprüfen, ob sie von dieser 
Möglichkeit der Kapitalerhöhung zum Zwecke des Erwerbs von Unternehmen 
oder Beteiligungen an Unternehmen oder Immobilien gegen Ausgabe neuer Inha-
berstückaktien die Gesellschaft Gebrauch machen sollen. Die geschäftsführen-
den persönlich haftenden Gesellschafter werden von der Ermächtigung zur Kapi-
talerhöhung und zum Bezugsrechtsausschluss nur dann Gebrauch machen, wenn 
das konkrete Vorhaben den vorgegebenen Umschreibungen entspricht und im 
Zeitpunkt der Ausnutzung noch im wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft 
liegt. Nur wenn diese Voraussetzungen gegeben sind, wird auch der Aufsichtsrat 
seine erforderliche Zustimmung gemäß § 204 Abs. 1 Aktiengesetz erteilen. Hin-
sichtlich der Bewertung der Aktien der Gesellschaft und der zu erwerbenden Un-
ternehmen oder Unternehmensbeteiligungen werden die geschäftsführenden per-
sönlich haftenden Gesellschafter neutrale Unternehmenswertgutachten von Steu-
erberatungs- bzw. Wirtschaftsprüfungsgesellschaften und/oder renommierten In-
vestmentbanken einholen. Gleiches gilt für den Erwerb von Immobilien. Auch in 
diesen Fällen können die Aktien der Gesellschaft nur dann als Akquisitionswäh-
rung ausgenutzt werden, wenn das Bezugsrecht ausgeschlossen wird. Hierdurch 
wird darüber hinaus die Liquidität der Gesellschaft geschont. Unter Abwägung der 
genannten Umstände halten deshalb die geschäftsführenden persönlich haften-
den Gesellschafter sowie der Aufsichtsrat den Ausschluss des Bezugsrechts für 
gerechtfertigt und angemessen. Die persönlich haftenden Gesellschafter werden 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats in jedem Einzelfall sorgfältig und gewissenhaft 
prüfen, ob das konkrete Vorhaben von den abstrakt umschriebenen Vorausset-
zungen gedeckt ist und im wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft liegt. 
 
Sofern die geschäftsführenden persönlich haftenden Gesellschafter von den ge-
nannten Ermächtigungen zum Bezugsrechtsausschluss gemäß der vorgeschla-
genen Satzungsänderung in § 5 Abs. 3 Satz 2 lit. (a) und (b) der Satzung keinen 
Gebrauch machen, sollen die geschäftsführenden persönlich haftenden Gesell-
schafter mit Zustimmung des Aufsichtsrats ermächtigt sein, Spitzenbeträge von 
den Bezugsrechten der Kommanditaktionäre auszuschließen. Der Ausschluss 
des Bezugsrechts für Spitzenbeträge ist im Hinblick auf das genehmigte Kapital 
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erforderlich, um ein technisch durchführbares Bezugsverhältnis darstellen zu 
können. Die als freie Spitzen vom Bezugsrecht der Kommanditaktionäre ausge-
schlossenen Aktien werden entweder durch Veräußerung an der Börse oder in 
sonstiger Weise bestmöglich für die Gesellschaft verwertet. Der dadurch entste-
hende Verwässerungseffekt für die vorhandenen Kommanditaktionäre ist auf 
Grund der Beschränkung auf Spitzenbeträge gering. Die geschäftsführenden 
persönlich haftenden Gesellschafter und der Aufsichtsrat halten deshalb den 
Ausschluss des Bezugsrechts aus diesen Gründen für sachlich gerechtfertigt und 
gegenüber den Kommanditaktionären für angemessen. 

 
10. Beschlussfassung über die Ermächtigung zur Ausgabe von Gewinnschuld-

verschreibungen und/oder Anleihen mit der Möglichkeit zum Ausschluss 
des Bezugsrechts der Kommanditaktionäre zur Schaffung von nach Basel 
III anerkanntem zusätzlichem Kernkapital  

 
Die geschäftsführenden persönlich haftenden Gesellschafter und der Aufsichts-
rat schlagen vor zu beschließen: 
 
Der Beschluss der Hauptversammlung vom 16. Juni 2020 zu TOP 11 wird hier-
mit, soweit er noch nicht ausgenutzt worden ist, aufgehoben. 

 
Die geschäftsführenden persönlich haftenden Gesellschafter werden ermächtigt, 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 22. Juni 2030 einmalig oder mehrmals 
in Teilbeträgen auf den Inhaber oder den Namen lautende Gewinnschuldver-
schreibungen und/oder Anleihen (nachfolgend zusammenfassend auch „Finan-
zinstrumente“) mit oder ohne Laufzeitbegrenzung gegen Bar- oder Sachleistung 
im Gesamtnennbetrag von bis zu 20.000.000,00 EUR, bei Schuldverschreibun-
gen nach näherer Maßgabe der Anleihebedingungen, mit den nachstehend nä-
her festgelegten Ausstattungsmerkmalen auszugeben. Die einzelnen Emissio-
nen können in jeweils unter sich gleichberechtigte Teilschuldverschreibungen 
eingeteilt werden.  
 
10.1. Nennbetrag; Laufzeit; Verzinsung 
 

Die Finanzinstrumente können auf den Inhaber oder auf den Namen lau-
ten. Die Finanzinstrumente können mit einer festen oder variablen Verzin-
sung ausgestattet werden. Die Finanzinstrumente können mit oder ohne 
Laufzeitbegrenzung ausgegeben werden. Ferner können die Bedingun-
gen der Finanzinstrumente eine Nachzahlung für in Vorjahren ausgefal-
lene Leistungen vorsehen. 

 
10.2. Währung 
 

Die Finanzinstrumente können außer in Euro auch – unter Begrenzung 
auf den entsprechenden Euro-Gegenwert – in der gesetzlichen Währung 
eines anderen OECD-Landes ausgegeben werden. 
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10.3. Zurechnung zum haftenden Eigenkapital 
 

Die Finanzinstrumente können insbesondere so ausgestaltet werden, 
dass die für deren Begebung zu erbringende Gegenleistung die Voraus-
setzungen für die Zurechnung zum zusätzlichen Kernkapital im Sinne der 
bankaufsichtsrechtlichen Regelungen erfüllt. 

 
10.4. Bezugsrecht; Bezugsrechtsausschluss 
 

Das Bezugsrecht der Kommanditaktionäre ist ausgeschlossen. 
 
10.5. Ermächtigung zur Festlegung weiterer Einzelheiten der Finanzinstru-

mente 
 

Die geschäftsführenden persönlich haftenden Gesellschafter sind er-
mächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats im vorgenannten Rahmen die 
weiteren Einzelheiten der Ausgabe und Ausstattung der Finanzinstru-
mente, insbesondere Zinssatz, Art der Verzinsung, Ausgabebetrag, Lauf-
zeit und Stückelung festzulegen. 

 
Bericht der geschäftsführenden persönlich haftenden Gesellschafter an die 
Hauptversammlung gemäß § 186 Abs. 4 Satz 2 Aktiengesetz in Verbindung 
mit § 221 Abs. 4 Aktiengesetz zu dem Bezugsrechtsausschluss unter TOP 
10 der Tagesordnung 

 
Die Ausgabe von Gewinnschuldverschreibungen und/oder Anleihen (nachfol-
gend „Finanzinstrumente“ genannt), eröffnet die Möglichkeit, attraktive Finanzie-
rungsalternativen am Kapitalmarkt zu nutzen und hierdurch die Voraussetzungen 
für eine weiterhin positive geschäftliche Entwicklung zu schaffen. Den geschäfts-
führenden persönlich haftenden Gesellschaftern soll somit der nach den aktuel-
len rechtlichen Rahmenbedingungen zulässige Handlungsspielraum gewährt 
werden, um flexibel auf die gestiegenen künftigen Anforderungen an die Eigen-
kapitalausstattung reagieren zu können.  
 
Durch die Ausgabe der Finanzinstrumente zu den von den geschäftsführenden 
persönlich haftenden Gesellschaftern und dem Aufsichtsrat vorgeschlagenen Be-
dingungen, insbesondere durch die Zurechenbarkeit zum zusätzlichen Kernkapi-
tal, werden die Interessen der Kommanditaktionäre der Gesellschaft auch dann 
nicht unangemessen beeinträchtigt, wenn deren Bezugsrecht ausgeschlossen 
ist. Durch den Ausschluss des Bezugsrechts sinkt der relative Anteil der Kom-
manditaktionäre am Gewinn und am Liquidationserlös nicht ab, so dass keine 
Verwässerung der Beteiligung im weiteren Sinne eintritt. Zudem gewähren die 
Finanzinstrumente kein Stimmrecht; daher wird auch die mitgliedschaftliche Stel-
lung der Kommanditaktionäre nicht berührt. 
 
Der Ausschluss des gesetzlichen Bezugsrechts soll die Platzierung der Finanzin-
strumente bei Privatkunden der MERKUR PRIVATBANK KGaA, sowie bei 



 

 16 

institutionellen Anlegern ermöglichen, die regelmäßig nur an dem Erwerb größe-
rer Pakete interessiert sind. Hierdurch wird es möglich, günstigere Emissions-
bedingungen zu erreichen. Zudem ist die Gewährung eines Bezugsrechts mit ei-
nem erheblichen finanziellen und organisatorischen Aufwand für die Gesellschaft 
verbunden. Im Hinblick darauf, dass hierdurch die Interessen der Kommanditak-
tionäre nicht betroffen werden, ist der Ausschluss des Bezugsrechts notwendig 
und angemessen. 

 
Die geschäftsführenden persönlich haftenden Gesellschafter werden damit in die 
Lage versetzt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats kurzfristig und schnell die Kapi-
talmärkte in Anspruch zu nehmen und durch eine marktnahe Festlegung der Kon-
ditionen optimale Bedingungen etwa bei der Festlegung des Zinssatzes und ins-
besondere des Ausgabepreises der Finanzinstrumente zu erzielen, um die Kapi-
talbasis der MERKUR PRIVATBANK KGaA zu stärken. 

 
Die Platzierung unter Ausschluss des Bezugsrechts der Kommanditaktionäre er-
öffnet die Möglichkeit, einen deutlich höheren Mittelzufluss als im Fall einer Aus-
gabe unter Wahrung des Bezugsrechts zu erreichen. Maßgeblich ist hierfür, dass 
die MERKUR PRIVATBANK KGaA durch den Ausschluss des Bezugsrechts die 
notwendige Flexibilität erhält, um kurzfristig günstige Börsensituationen wahrzu-
nehmen. Zwar gestattet § 186 Abs. 2 Aktiengesetz bei einer Einräumung eines 
Bezugsrechts eine Veröffentlichung der Konditionen der Finanzinstrumente bis 
zum drittletzten Tag der Bezugsfrist. Es besteht vor dem Hintergrund der Volati-
lität an den Aktienmärkten aber auch dann über mehrere Tage ein Marktrisiko, 
insbesondere ein Risiko nachteiliger Kursveränderungen, das zu Sicherheitsab-
schlägen bei der Festlegung der Konditionen der Finanzinstrumente und so zu 
nicht marktgerechten Bedingungen führt. Auch ist wegen der Ungewissheit über 
die Ausnutzung der Bezugsrechte die erfolgreiche Platzierung gefährdet, zumin-
dest aber mit zusätzlichen Aufwendungen verbunden, wenn die Emission der Fi-
nanzinstrumente unter Einräumung eines Bezugsrechts durchgeführt wird. 
Schließlich kann die MERKUR PRIVATBANK KGaA bei Bestehen eines Bezugs-
rechts wegen der Länge der Bezugsfrist nicht kurzfristig auf Veränderungen der 
Marktverhältnisse reagieren, sondern ist rückläufigen Kursentwicklungen wäh-
rend der Bezugsfrist ausgesetzt, die zu einer für die MERKUR PRIVATBANK 
KGaA ungünstigen Eigenkapitalbeschaffung führen können. 
 
Des Weiteren besteht die Möglichkeit zum Ausschluss des Bezugsrechts der 
Kommanditaktionäre, wenn die Finanzinstrumente gegen Sachleistungen ausge-
geben werden. Durch die Ermächtigung können die geschäftsführenden persön-
lich haftenden Gesellschafter mit Zustimmung des Aufsichtsrats Unternehmen, 
Unternehmensteile oder Beteiligungen an Unternehmen sowie andere Wirt-
schaftsgüter gegen die Ausgabe von Finanzinstrumenten erwerben. Die ge-
schäftsführenden persönlich haftenden Gesellschafter erhalten somit die Möglich-
keit, auf vorteilhafte Angebote oder sich bietende Gelegenheiten auf dem natio-
nalen oder internationalen Markt rasch zu reagieren und Akquisitionsmöglichkei-
ten mit der erforderlichen Flexibilität wahrzunehmen. Nicht selten ergibt sich in 
den Verhandlungen die Notwendigkeit oder ein auch beiderseitiges Interesse, den 
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Verkäufern als Gegenleistung (auch) Finanzinstrumente anbieten zu können. Der 
Erwerb von Wirtschaftsgütern gegen Ausgabe von Finanzinstrumenten liegt häu-
fig auch im unmittelbaren Interesse der Gesellschaft: Im Gegensatz zur Hingabe 
von Geld stellt die Ausgabe von Finanzinstrumenten eine liquiditätsschonende 
und damit häufig günstigere Finanzierungsform dar. Die geschäftsführenden per-
sönlich haftenden Gesellschafter sollen beispielsweise auch berechtigt sein, den 
Inhabern von verbrieften oder unverbrieften Geldforderungen gegen die Gesell-
schaft, mit ihr verbundene Unternehmen oder sonstige Dritte mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats anstelle der Geldzahlung ganz oder zum Teil Finanzinstrumente der 
Gesellschaft auszugeben. Die Gesellschaft erhält dadurch auch zusätzliche Fle-
xibilität für die Umsetzung von Maßnahmen zur Verbesserung ihrer Kapitalstruk-
tur. Dies ist angesichts der gestiegenen aufsichtsrechtlichen Anforderungen an 
die Eigenkapitalausstattung von Banken nach Basel III von erheblicher Bedeu-
tung. 

 
Wir bitten die Kommanditaktionäre um besondere Beachtung der nachstehen-
den Hinweise zur Anmeldung zur Hauptversammlung, zur Ausübung des 
Stimmrechts sowie zu weiteren Aktionärsrechten.  
 
Adressen für die Anmeldung, die Übersendung des Anteilsbesitznachweises 
und eventuelle Gegenanträge bzw. Wahlvorschläge 
 
Wir geben folgende Adresse für die Anmeldung und die Übersendung des Anteils-
besitznachweises an: 
 
MERKUR PRIVATBANK KGaA 
c/o Computershare Operations Center 
80249 München 
E-Mail: anmeldestelle@computershare.de 
 
Folgende Adresse steht für eventuelle Gegenanträge bzw. Wahlvorschläge zur Ver-
fügung: 
 
MERKUR PRIVATBANK KGaA 
Bayerstraße 33 
80335 München 
E-Mail: info@merkur-privatbank.de 
 
Anträge oder Wahlvorschläge von Aktionären, die nach § 126 oder § 127 des Akti-
engesetzes zugänglich zu machen sind, gelten als in der Versammlung gestellt, 
wenn der den Antrag stellende oder den Wahlvorschlag unterbreitende Aktionär ord-
nungsgemäß legitimiert und zur Hauptversammlung angemeldet ist.  
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Freiwillige Hinweise zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Aus-
übung des Stimmrechts 

 
Nach §§ 278 Abs. 3, 121 Abs. 3 Aktiengesetz sind Gesellschaften, deren Aktien aus-
schließlich im Freiverkehr gehandelt werden, in der Einberufung lediglich zur Angabe 
von Firma und Sitz der Gesellschaft, Zeit und Ort der Hauptversammlung und der 
Tagesordnung sowie o. g. Adressen verpflichtet.  
 
Nachfolgende Hinweise erfolgen freiwillig, um den Kommanditaktionären die Teil-
nahme an der Hauptversammlung zu erleichtern. 
 
Zur Teilnahme an der Versammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind dieje-
nigen Kommanditaktionäre berechtigt, die sich rechtzeitig anmelden und ihre Be-
rechtigung nachweisen. Der Nachweis hat sich auf den Beginn des 2. Juni 2025, 
0:00 Uhr (MESZ) zu beziehen. 
 
Die Anmeldung und der Nachweis des Anteilsbesitzes müssen der Gesellschaft un-
ter der o. g. Adresse bis zum Ablauf des 16. Juni 2025, 24:00 Uhr (MESZ) zugehen. 
 
Angabe nach §§ 278 Abs. 3, 125 Abs. 1 Satz 4 Aktiengesetz 

Kommanditaktionäre können ihr Stimmrecht durch einen Bevollmächtigten, z.B. 
durch einen Intermediär oder eine Vereinigung von Aktionären oder eine andere Per-
son ihrer Wahl, ausüben lassen. Die Erteilung einer Vollmacht, ihr Widerruf und der 
Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft kann in Textform oder 
per E-Mail erfolgen. Auch in diesem Fall ist für eine rechtzeitige Anmeldung durch 
den Kommanditaktionär oder den Bevollmächtigten Sorge zu tragen.  

Kommanditaktionären wird angeboten, sich durch den von der Gesellschaft benann-
ten Stimm-rechtsvertreter vertreten zu lassen. Diesem Stimmrechtsvertreter der Ge-
sellschaft müssen neben der Vollmacht auch Weisungen für die Ausübung des 
Stimmrechts erteilt werden. Er übt das Stimmrecht ausschließlich auf der Grundlage, 
der vom Aktionär erteilten Weisungen aus. Vor der Hauptversammlung steht ord-
nungsgemäß angemeldeten Kommanditaktionären das mit der Anmeldebestätigung 
übersandte Formular zur Bevollmächtigung des Stimmrechtsvertreters zur Verfü-
gung. Wenn Sie das Formular zur Stimmrechtsvertretung verwenden, kann dieses 
ausschließlich  
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- unter der Anschrift MERKUR PRIVATBANK KGaA, c/o Computershare Ope-

rations Center, 80249 München, oder 
- unter der E-Mail-Adresse anmeldestelle@computershare.de 
 
bis zum 22. Juni 2025, 24:00 Uhr (MESZ), abgegeben, geändert oder widerrufen 
werden. Maßgeblich für die Abgabe, Änderung und den Widerruf der Vollmacht und 
Weisungen an den Stimmrechtsvertreter auf diesem Wege ist der Zugang der Voll-
macht und Weisungen an den Stimmrechtsvertreter bei der Gesellschaft. Vollmach-
ten und Weisungen an den Stimmrechtsvertreter, die einer ordnungsgemäßen An-
meldung nicht zweifelsfrei zugeordnet werden können, werden nicht berücksichtigt.  
 
Sollten Stimmrechte fristgemäß auf mehreren Wegen (Brief, in Textform oder elekt-
ronisch per E-Mail) durch Vollmacht und ggf. Weisungen erteilt werden, werden 
diese unabhängig vom Zeitpunkt des Zugangs in folgender Reihenfolge berücksich-
tigt: 1. per E-Mail und 2. per Brief. 
 
Gehen auf demselben Übermittlungsweg fristgemäß mehrere Vollmachten und Wei-
sungen zu, ist die zeitlich zuletzt zugegangene Erklärung verbindlich. Eine spätere 
Stimmabgabe als solche gilt nicht als Widerruf einer früheren Stimmabgabe. Der zu-
letzt zugegangene, fristgerechte Widerruf einer Erklärung ist maßgeblich. 
 
Sollten auf dem gleichen Weg Erklärungen mit mehr als einer Form der Stimmrechts-
ausübung eingehen, gilt: Vollmacht und ggf. Weisungen an die Stimmrechtsvertreter 
der Gesellschaft haben Vorrang gegenüber der Erteilung von Vollmacht und Wei-
sungen an einen Intermediär, eine Aktionärsvereinigung, einen Stimmrechtsberater 
gemäß § 134a AktG sowie einer diesen gemäß § 135 Abs. 8 AktG gleichgestellten 
Person. 
 
Sollte zu einem Tagesordnungspunkt statt einer Sammel- eine Einzelabstimmung 
durchgeführt werden, so gilt die zu diesem Tagesordnungspunkt abgegebene 
Stimme bzw. Weisung entsprechend für jeden Punkt der Einzelabstimmung. 
Weitere Hinweise zur Bevollmächtigung des Stimmrechtsvertreters sind in der Ein-
trittskarte, welche die ordnungsgemäß angemeldeten Kommanditaktionäre zuge-
sandt bekommen, enthalten. 
 
 
Hinweise zum Datenschutz  
 
Um Kommanditaktionären und ihren Bevollmächtigten die Teilnahme an der Haupt-
versammlung sowie die Ausübung ihrer Rechte vor und während der Hauptver-
sammlung zu ermöglichen, erhebt die MERKUR PRIVATBANK KGaA personenbe-
zogene Daten von Kommanditaktionären und ihren Bevollmächtigten. Die MERKUR 
PRIVATBANK KGaA verarbeitet diese Daten als Verantwortlicher unter Beachtung 
der Bestimmungen der EU-Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) sowie aller 
weiteren maßgeblichen Gesetze. Einzelheiten zum Umgang mit personen-
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bezogenen Daten und zu den Rechten der Betroffenen gemäß der DSGVO stehen 
auf der Webseite 
 

https://www.merkur-privatbank.de/investoren/hauptversammlung.html 
 
zum Abruf zur Verfügung. 
 
München, im Mai 2025 
 
MERKUR PRIVATBANK KGaA 
- Die persönlich haftenden Gesellschafter - 
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